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DRINGLICHE ANFRP~GE 

der Abgeordne'ten Dr. ~~NNER,: DDr. KÖNIG, Dr. BUSEK I GLASER 1 Dr. Em1J'1.COR..1'>~ 

'und Genossen 

an den Bundesminister für Inneres 

betreffend Serie von Raubüberfällen auf Geldinstitute und 

Postämter 

österreich wird derzeit von einer Welle von Raubüberfällen 

auf Banken, Sparkassen und Postämter heimgesucht. Seit 

dem 1.Jänner d.J. wurden 51 solche Raubüberfälle auf 

, Kreditinstitute und Postämter verübt, • Damit sind inner­

halb ein~s knappen halben Jahres weit mehr Bankliberfälle 

bzw. Überfälle auf Pos,t.ämter erfolgt als während des ge­

samten Jahres 1976. In mehreren Fällen *- so zuletzt 

beim Uberfall auf eine Wechselstube in Salzb~rg - haben 

die Täter nicht davor zurückgeschreckt, Geiseln zu nehmen, 

um so ihren kriminellen Forderungen Nachdruck zu verleihen. 

Nur bei einern geringen Teil dieser Serie von Raubüberfällen 

ist es gelungen, die Täter auszuforschen. Die erschreckend 

geringe Aufklärungsquote stellt geradezu eine Einladung 

für weitere "AmE':teur" - KJ:~iminelle dar I einen Banküberfall 

zu versuchen. Trotzdem wurden noch keine energischen per­

sonellen und organisatorischen ~\1.aßnahmen ergriffen, 1..L.T{l 

den Sicherheitsapparat instand zu setzen, eine wirksame 

Aufklärung der Banküberfälle zu erreichen. So werden 
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im Sicherheitsbüro der Wien er Polizeidirektion die 

Banküberfälle nach wie vor von einer Abteilung mit 

ca. 30 Kriminalbeamtell bearbe1tet, die zugleich 

auch mit der Aufklärung anderer Gewaltverbrechen in 

Wien betastet ist. Insgesamt gibt 95 derzeit in 

Wien ca. 950 Krimj.nalbeamte. Es ist nicht bekannt, 

daß auf Grund der nunmehr seit. einem halben .Jahr 

ununterbrochenen Serie von Raubüberfällen auf Banken 

und Postä\11ter irgendr"relche oyganisat:or ische Umstel­

lungen innerhalb des sicherheitsbüros erfolgt sind 

bzvl. eine Sonderkommission zur Aufklärung der Bank­

überfälle eingesetzt wurde. Ein Ende dieser Bank­

überfalls··Serie ist aber nur dann zu envarten, \'lenn 

die Aufklärungsrat~_und damit das Risiko für die 

Amateurverbrecher , gefaßt zu \.;erden r wieder drastisch 

erhöht wird. Dies gilt ungeachtet der Tatsache, daß 

2 

die Banken derzeit in Zusammenarbeit mit dem Innen­

ministerium bemüht sind, bessere SicherheitsvorkehrungE::n 

zur Abschreckung potentieller Täter selbst vorzusehen. 

Die Sicherheits situation in österreich und insbesondere 

in Wien ist nicht erst seit der Serie von Banküberfällen 

besorgniserregend. Laut Sicherheitsbericht 1975 werden 

jeden Tag in Österreich 3e Einbrüche in Wohnungen ver­

übt, ""ovon im Durchschnit·t nur 9 Einbrüche aufgekl.ärt 

wurden. In Büro'· und Geschä.ftsrämne, hferkstätten, 

Fabriken, Bauhütten und Lagerplätzen ;vurden 16.204 Ein-­

brüche verübt und im Durchschr:itt nur ein Drj_ttel auf­

geklärt.Von den Verbrechen gegen fremdes Vermögen 

in Wien wurde 1975 mu: jeder sech:}t,.-~ E:in.:bruch, Raub 

bzw. Diebstahl aufgeklä.:r:t. Das Ris iko für Einb:c8chE·r 

in Wien gefaßt zu ""erden ist mit "j 5 zu 100 minimal. 
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In einer Anfragebeantwortung mußte' der Innenminister 

zugeben, daß im Februar 1977 für die 21 Bezirke Wiens -

außer der Inneren Stadt und Simmering - im Durchschnitt 

nur 9 Sicherheitswachebeamte pro Bezirk zum Hauptdienst 

kommandiert waren. Darunter sind Bezirke mit über 

100.000 Einwohnern,für deren Sicherheit also im 

Durchschnitt nur. rund 9 Sicherheitswachebeamte im 

Hauptdi.enst zuständig sind. Auch die Präsenz der 

Polizei in den Straßen Wiens, insbesondere in den 

Außenbezirken ist völlig unzureichend. An Werktagen 

bei Nacht sind es nur 39 Sicherheits'l,'lachebeamte, 

die jeweils zu zweit im gesamten Wiener Raum zum 

Schutz der Bevölkerung unterwegs sind. Auch die Zahl 

von 169 Fußpatrouillen bei Tag ist für eine Millionen­

stadt wie Wien mehr als ungenügend. Erst im Herbst 

1975 war es auf Drängen der Opposition möglich, daß 

überhaupt Sicherheitswachebeamte für den Patrouillen­

dienst freigesetzt werden konnten. 

Die Sicherheitswachebeamten, die aufopferungsvoll ihren 

Dienst versehen, fühlen sich überfordert und von den 

verantwortlichen Stellen im Innenministerium im Stich 

gelassen. Die Politik des Innen.'lünisteriums, die 

Situation zu beschwichtigen, alle Klagen aus dem 

Exekutivkorps sowie der Bevölkerung abzuleugnen bzw. 

zti bagatellisieren, trägt nicht zur Beruhigung der 

Bevölkerung bei. In der Bevölkerung greift immer 

mehr ein Gefühl der Unsicherheit um sich. Umfragen, 

die vor der Serie von Banküberfällen durchgeführt 

wurden haben ergeben, daß 77% der österreicher der 

Auffas~ung sind, daß derzeit mehr Verbrechen ge­

schehen als früher. 
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In den 7 Jahren, in denen diese Regierung an der Macht 

ist, hat sie die innere Sicherheit irrnner nur als 

4 

eine lästige Pflichtaufgabe betrachtet - in budgetärer, 

personeller und konzeptiver Hinsicht. Die Menschen 

in unserem Land haben aber nicht nur einen Anspru,ch 

auf einen sicheren Arbeitsplatz, sondern auch gleich­

rangig das Recht auf einen wirksamen Schutz ihrer 

persönlichen Sicherheit sowie ihres Vermögens durch 

den Staat. 

Die Sicherheit der Bevölkerung wiederherzustellen, 

ist jetzt die vordringlichste Aufgabe der Regierung. 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher an 

den Bundesminister für Inneres folgende 

Anfrage . 

1) Um wieviel Prozent ist die Zahl der Raubüberfälle 

auf Geldinst,itute und Postämter seit dem 

1.1.1977 gegenüber dem gleichen Zeitraum 1976 

angestiegen? 

2) Wieviel Prozent dieser Raubüberfälle konnten bis­

her a.ufgeklärt "verden? 

3) Wel6he organisatorischen und personellen Maßnahmen 

wurden. in der Bundespolizeidirek.tion Wien ge­

trofren, um'endllch eine erfolgreichere Aufklärung 

der Serie von Bankliberfällen i~ Wien zu erreichen? 
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4) Welche Maßnahmen haben Sie bisher ergriffen, um 

durch organisatorische Umschichtungen innerhalb 

der Exekutive mehrSicherheitswachebeamte für 

die Verbrechungsvorbeugung und -bekämpfung ein­

zusetzen? 

Gemäß § 93 der Geschäftsordung des Nationalrates 

wird beantragt, diese Anfrage als dringlich zu be­

handeln .. und dem Er stunterzeichner Gelegenheit zur 

Begründung zu geben~ 
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